
Weiterbetrieb bis … ja bis wann eigentlich? 
 
Der Atomkonsens schreibt kein Datum vor, an dem 
endgültig das letzte Atomkraftwerk abgeschaltet 
wird. Dass das Datum Jahr für Jahr herausgezö-
gert wird, ist aus bisherigen Erfahrungen nur allzu 
gut bekannt.  
In dem Vertrag wurde festgelegt, dass jedes AKW 
insgesamt 32 Volllastjahre laufen soll. Dies bedeu-
tet nicht, dass es 32 Jahre nach dem Bau  vom 
Netz muss: Die Betriebszeit kann sich verlängern, 
wenn das Atomkraftwerk z.B. wegen Gerichtsver-
fahren oder technischen Problemen still stand.  
Außerdem hat die Atomindustrie in dem 
“Atomkonsens” durchgesetzt, dass die erzeugte 
Strommenge von alten Anlagen auf rentablere 
neue Anlagen übertragen werden können – oder 
umgekehrt. 
Werden nun Atomkraftwerke aus technischen 
Gründen abgeschaltet, so laufen die anderen umso 
länger. Die AKWs Stade und Obrigheim wurden 
abgeschaltet, 17 andere laufen weiter. Aktuell zeigt 
sich, dass die Atomindustrie alles daran setzt, auch 
die ältesten AKWs weiter am Laufen zu halten – in 
der Hoffnung, dass Atomkraft irgendwann wieder 
politisch durchsetzbar wird.  
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Am 11.11. 2005 war es dann soweit: Deutsch-
land hat wieder eine schwarz-rote Bundesre-
gierung. Gibt es den Ausstieg aus dem Aus-
stieg? Welcher Ausstieg überhaupt? Aber 
dann die Beruhigung: Die Koalition hält an 
dem Atomausstieg fest. Na, da haben wir ja 
noch mal Glück gehabt…  
Gerade die Diskussion um eine Laufzeitverlän-
gerung, die schon seit Beginn des Jahres 2005 
verstärkt geführt wurde - nach den Koalitions-
vereinbarung aber noch mal besonders stark - 
zeigt, dass der “Atomkonsens” in keinster 
Weise eine Garantie für den Atomausstieg ist. 
Stattdessen laufen die Atomkraftwerke immer 
noch weiter, Atomtransporte gibt es auch im-
mer noch, und obwohl es kein sicheres Endla-
ger geben kann, wird weiterhin Atommüll pro-
duziert, der noch für Millionen von Jahren die 
Welt verstrahlen wird.  

Welcher Atomkonsens? 
 
Schon die Bezeichnung ist eine Pervertierung des 
Wortes “Konsens”! Denn dieses Wort täuscht vor, 
dass alle Beteiligten sich auf eine einvernehmli-
che Lösung geeinigt haben. Am Verhandlungs-
tisch fehlten aber die Umweltverbände und die 
BürgerInnen, die in der Nähe von Atomanlangen 
leben müssen. Auch, dass in der Präambel des 
Vertrages als große Einigung herausgestellt wird, 
die Atomindustrie erkenne an, dass die Bundesre-
gierung aus der Atomtechnik aussteigen wolle, 
zeigt wie das Kräfteverhältnis in diesem Land ver-
teilt ist. Umgekehrt werden BürgerInnen, die ihrer-
seits nicht anerkennen wollen, dass der Atomaus-
stieg bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag dauern soll, 
weiterhin mit Strafen und Geldbußen belegt. 
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Super-GAU jederzeit möglich…  
 
Es gibt viele schöne Rechnungen, die uns 
sagen sollen, wie wahrscheinlich ein Su-
per-GAU ist. Die Ergebnisse reichen von 
durchschnittlich alle 75 Jahre bis einmal in 
1000 Jahren. Wobei sich da natürlich die 
Frage stellt, wie nach schon 32 Jahren der 
erste Super-GAU passieren konnte (1986 
Tschernobyl). Aber die Rechnungen an 
sich sind schon abenteuerlich, denn jeder 
GAU ist einer zuviel! Technisches Versa-
gen kann nicht komplett ausgeschlossen 
werden – von menschlichem Versagen 
ganz zu schweigen. Atomkraft bleibt eine 
unbeherrschbare Technologie, der Super-
GAU ist jederzeit möglich. 
  
Leukämie durch radioaktive Niedrig-
strahlung 
 
Auch wenn die Atomindustrie wieder und 
wieder den Zusammenhang zu leugnen 
versucht: Im Umkreis der AKWs Krümmel, 
Stade und Brockdorf ist eine höhere Rate 
an Leukämie-Erkrankungen nachgewie-
sen. Auch im “störungsfreien” Betrieb stel-
len AKWs eine Gefahr für die AnwohnerIn-
nen dar. Der Ernstfall ist Normalfall! 

Uranbergbau verseucht riesige  
Gebiete 
 
Schon durch den noch vergleichsweise 
rücksichtsvollen Abbau in der DDR ist ei-
ne Fläche von der Größe des Saarlandes 
radioaktiv verseucht worden. Im ehemali-
gen Abbaugebiet häufen sich Fälle von 
Lungenkrebs. In Gebieten, aus denen die 
BRD ihr Uranerz bezieht, z.B. der Repu-
blik Niger, sind die Ausmaße der Schä-
den noch weit größer! Die Umwelt wird 
durch riesige Mengen radioaktiver Schla-
cke und verseuchten Mülls zerstört. Re-
gen schwämmt im Erz enthaltene Stoffe 
wie Blei, Quecksilber, Cadmium und Ar-
sen in die Umwelt und verseucht so Ge-
wässer und Böden, die Lebensgrundla-
gen von Mensch, Tier und Pflanzen. 

Diese Spuckis kannst du bei uns bestellen! 
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Die BRD -  Atommacht auf Abruf 
 
Eine Trennung der friedlichen und militäri-
schen Nutzung der Atomtechnologie ist 
nicht möglich. Im Fall Iran scheint das of-
fensichtlich zu sein: Ihm wird vorgewor-
fen, Uran anzureichern, wodurch die Ge-
fahr gegeben ist, dass im Iran Atomwaf-
fen produziert werden können. Überse-
hen wird dabei gerne, dass genau so eine 
Urananreicherungsanlage auch im west-
fälischen Gronau steht – und diese sogar 
noch ausgebaut wird. 2005 wurde der 
Ausbau von der damaligen rot-grünen 
NRW-Landesregierung genehmigt. Damit 
wird es auch in Deutschland weiterhin 
möglich sein, innerhalb weniger Wochen 
waffenfähiges Uran anzureichern. 

AKWs verhindern die Klimakatastro-
phe? 
 
Auch dies ist eine Lüge der Atomlobby! 
Durch Uranbergbau, Urananreicherung 
und Transport werden große Mengen CO2 
freigesetzt, bevor die erste Kilowattstunde 
Strom erzeugt werden kann. Effiziente 
Kraftwerke mit Kraftwärmekopplung liegen 
bei der CO2-Bilanz meist weiter vorne – 
von regenerativen Energien ganz zu 
schweigen. 
 
Alternativen gibt es genügend! 
 
Grundsätzlich gilt für den Atomausstieg 
wie für viele andere politische Entschei-
dungen: Wo ein Wille ist, da ist auch ein 
Weg. So hat z.B. Italien nach Tschernobyl 
die notwendigen Konsequenzen gezogen 
und alle Atomkraftwerke stillgelegt, einen 
Sachzwang, dass Atomkraft ohne Alterna-
tiven sei, gibt es nicht! 
In Deutschland liegt der Anteil der Atom-
energie bei etwa 30%, weltweit bei gerade 
einmal 10%. Bedacht werden muss auch, 
dass in Deutschland eine Überkapazität 
herrscht. Es ist keine Unmöglichkeit, 10% 
der Energie einzusparen, bzw. diese durch 
andere Energieformen zu ersetzen. 
Zahlreiche Untersuchungen z.B. von 
Greenpeace zeigen, dass der Atomaus-
stieg in Deutschland technisch innerhalb 
kürzester Zeit möglich ist. Dazu müssen 
jedoch die Subventionen, die zurzeit noch 
an die Atomenergie und deren Erfor-
schung gehen in umweltfreundliche Alter-
nativen umgeleitet werden. 



O Schickt mir kostenlos ein Infopaket zu. 
O Ich möchte regelmäßig und kostenlos eure Zeitungen haben! 
O Ich will aktiv werden, ladet mich doch mal zu euren Treffen ein! 
O Ich habe meine Eltern schon lange nicht mehr rot anlaufen sehen. Ich will Mitglied werden! 
O Euch Radikale melde ich dem Verfassungsschutz. Lasst mich bloß in Ruhe. 
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Alles ausgefüllt? Dann noch schnell Namen 
drauf und ab damit! Alternativ gehts natürlich 
auch via eMail. 
Name: ________________________________ 
Adresse: ______________________________ 
Telefon: _____________________Alter:_____ 
eMail: ________________________________ 

50 AKWs in Deutschland haben, sind Erfolge au-
ßerparlamentarischer Arbeit. Proteste und kreati-
ver Widerstand sind nötiger denn je. 
 
Zwischenlager an den Standorten- auch nicht 
besser als der Castor! 
 
Als Erfolg des “Atomkonsens” wird oft verkauft, 
dass die Zahl der Atomtransporte deutlich zurück-
geht. Der Bau neuer Zwischenlager direkt an den 
AKWs bedeutet zwar auf der einen Seite durch 
den Wegfall von Transporten einen Gewinn an Si-
cherheit. Auf der anderen Seite werden auf diese 
Weise 20 neue Atomanlagen ohne großartige 
Schutzvorrichtung errichtet, die nicht dem Aus-
stieg, sondern dem störungsfreien Weiterbetrieb 
dienen. Diese dezentralen Zwischenlagerungen 
stellen ein enormes Sicherheitsrisiko dar. 
Bei den Transporten wird jetzt schon am Geld ge-
spart – auf Kosten der Sicherheit. Der Castor 2005 
nach Ahaus fuhr auf der Autobahn – in den Jahren 
zuvor wurde dies aus Sicherheitsgründen abge-
lehnt. 
All diese Transporte – sei es auf der Straße oder 
auf der Schiene - dienen aber weiterhin dem 
Weiterbetrieb der AKWs und verlangen daher un-
seren Protest und Widerstand. 
 
Atomkraft ist und bleibt eine lebensfeindliche 
Technologie! 
 
Durch den “Atomkonsens” ist die Atomkraft weder 
sicherer geworden, noch das Ende ihrer Nutzung 
in Sichtweite gerückt oder gar eine Lösung des 
Entsorgungsproblems gefunden worden. Atom-
strom ist nur deshalb billig, weil das Risiko eines 
Super-GAUs billigend in Kauf genommen wird und 
die Kosten und Gefahren für die Lagerung des 
Mülls für mehrere Millionen Jahren zukünftigen Ge-
nerationen aufgebürdet werden. Ein Super-GAU 
mit den Ausmaßen des Tschernobylunfalls ist auch 
in deutschen Atomanlagen jederzeit  möglich! 
 
Deshalb können unsere Forderungen nur lauten: 
 
· NICHT NOCH MEHR ATOMMÜLL! 
 

· SOFORTIGE STILLEGUNG ALLER  
 ATOMANLAGEN!  

Keine Gesetzeskraft 
 
Der “Atomkonsens” hat keine Gesetzeskraft: Beide 
Seiten können jederzeit aus ihm zurücktreten. Das 
kann auf der positiven Seite bedeuten, dass die 
Bundesregierung- wenn sie dies denn will- auch 
sofort aus der Atomenergie aussteigen kann. Auf 
der anderen Seite sieht man seit Beginn 2005 und 
besonders jetzt unter Schwarz-Rot, wie wieder of-
fen um eine mögliche strahlende Zukunft der A-
tomenergie diskutiert wird. Eine Debatte um neue 
AKWs soll zumindest dazu führen, dass in Zukunft 
Laufzeitverlängerungen akzeptiert werden.  
Die Atomlobby spielt auf Zeit: Je länger die AKWs 
jetzt am Netz bleiben, desto wahrscheinlicher wird 
es, dass die Stimmung atomkraftfreundlicher ist 
und sich evtl. gar Neubauten rentieren. Dass die 
Anti-Atom-Bewegung geschwächt ist, liegt auch 
daran, dass vorgegaukelt wird, der Atomausstieg 
sei schon beschlossene Sache. 
Wie wenig der “Atomkonsens” mit einem Ausstieg 
zu tun hat, zeigt sich gerade daran, dass in dem 
Vertrag keine Regelung über die Stilllegung der 
anderen Atomanlagen, wie z.B. der Brennelement-
fabrik in Lingen oder der Urananreicherungsanlage 
(UAA) im westfälischen Gronau getroffen werden.  
D iese An lagen sche inen a l le  e ine 
„Ausnahmeerlaubnis” zu haben. Im Fall der UAA  
in Gronau wird sogar noch fleißig ausgebaut - un-
ter Schwarz-Rot genauso wie unter Rot-Grün. In 
Zukunft wird die UAA ca. 34 durchschnittliche 
AKWs beliefern können, doppelt so viele wie in 
Deutschland am Netz sind. 
 
Hilfe aus dem Parlament ?! 
 
Auch wenn sich die Grünen unter Schwarz- Rot 
wieder gerne als Anti-Atom-Partei geben, sollte 
nicht vergessen werden, dass sie während ihrer 
Regierungszeit mit dem “Atomkonsens” die perfek-
te Vorlage für Schwarz- Rot gegeben haben, über 
eine “Renaissance der Atomenergie” zu diskutie-
ren. Zwei abgeschaltete AKWs sind eine magere 
Bilanz, der Ausbau der UAA wurde genehmigt, A-
tomtransporte wurden “durchgeknüppelt”,... 
Davon sollte mensch sich aber nicht entmutigen 
lassen. Große frühere Erfolge wie die Verhinde-
rung einer deutschen Wiederaufbereitungsanlage 
oder dass wir heute “nur” 17 und nicht über  V
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